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ANALYSEN UND BERICHTE
ENERGIEPOLITIK

Anpassungsaufgaben in der Energiewirtschaft
Heinz Jürgen Schürmann, Köln

Die schrittweise Substitution des Erdöls durch andere Energieträger ist die wichtigste energiepolitische 
Aufgabe der nächsten Jahrzehnte. Wie kann sie bewältigt werden?

Die 70er Jahre brachten der Energiewirtschaft ge­
waltige Herausforderungen, die dazu führten, daß 

die Kalkulationsbasis ln mengenmäßiger wie in preisli­
cher Hinsicht völlig verändert wurde’ . Die Verfügbar­
keit über den mit Abstand weltweit immer noch wichtig­
sten Energieträger ö l mit einem Anteil von 46 % ist 
neu geregelt worden, und der Versorgungsfluß ist in 
zwei Ölkrisen erheblich gestört bzw. politisch gefähr­
det gewesen. Die internationalen Ölgesellschaften ha­
ben ihre historischen Förderprivilegien in einem erheb­
lichen Umfang eingebüßt; die Ölförderstaaten haben 
die volle Produzentensouveränität erlangt. Die (reale) 
Qipreisentwicklung hat sich in immer kürzer werden­
den Preisrunden nach oben geschaukelt: in realen 
Größen immerhin eine Verfünffachung der Durch­
schnittspreise im letzten Jahrzehnt. Die schrittweise 
Substitution des Öls, dessen Angebot aller Voraus­
sicht nach mit dem weltweit steigenden Energiever­
brauch nicht mehr Schritt halten dürfte, ist die wichtig­
ste energiewirtschaftliche Aufgabe der nächsten Jahr­
zehnte.

Neuartig an der vor uns liegenden Anpassungsauf­
gabe ist die Notwendigkeit, den Übergang auf Energie­
träger herbeizuführen, deren Kosten deutlich über de­
nen des heute dominierenden Mittelost-Öls liegen. Die 
zentrale Aufgabe besteht darin, einen Strukturwandel 
in der Energiewirtschaft zu forcieren, ohne Struktur­
brüche in der Weltwirtschaft auszulösen. Der noch 
1977/78 vorhandene Optimismus im Hinblick auf all­
mähliche Umstrukturierungen und eine Verhinderung 
von kurzfristigen Anpassungsschocks ist derzeit -  
nach ,,Harrisburg“ und ,,Teheran“ -  einer eher pessi­
mistischen Lagebeurteilung gewichen. Es haben sich 
die Risiken erhöht, daß die notwendigen Investitions­
entscheidungen nicht rechtzeitig und nicht ausrei-
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chend erfolgen und die vorhandenen Energiekapazitä­
ten künstlich verknappt werden.

Auch nach den jüngsten Preisschüben beim ö l ist 
die Wirtschaftlichkeit der OPEC-Öl-Alternativen bis­
lang erst bedingt gegeben: die Größenordnung der in 
den 70er Jahren ständig höher geschätzten Produk­
tionskosten für Ölsubstitute schwankt von heute schon 
erreichter Wirtschaftlichkeit bis zu Kosten, die viermal 
höher als beim Erdöl sind. Angesichts dieser ökonomi­
schen Ausgangsdaten sind weitere reale Energie­
preissteigerungen als Ausfluß des notwendigen Über­
gangs auf kostenungünstigere Alternativen zwangs­
läufig. Die Ölanbieterstaaten planen, den realen ö l­
preis den abschätzbaren Grenzkosten anzugleichen, 
die bei der Produktion eines repräsentativen Bündels 
von Alternativenergien anfallen müßten. Die Festle­
gung eines solchen Alternativenbündels wird innerhalb 
des OPEC-Lagers derzeit sehr kontrovers diskutiert. 
Entscheidend ist, welche Ölprodukte man ersetzen will 
und welche alternativen Energieressourcen in welchen 
Verwendungsbereichen zur Bedarfsdeckung noch 
zum Zuge kommen müssen. Die Substitutionschancen 
sind innerhalb der erzeugten Ölprodukte sehr unter­
schiedlich. Die schweren Ölprodukte (schweres Heiz­
öl) können sehr leicht, leichte Erzeugnisse (Fahrben­
zin und Rohbenzin) dagegen nur immer schwieriger 
werdend ersetzt werden. Ferner ist zu berücksichtigen, 
daß nicht nur gravierende Kostenunterschiede zu den 
einzelnen Substitutionsenergien vorliegen, sondern 
daß auch die Kostenspannweiten von gleichen Ener­
gieträgern (je nach Produktionstiefe und Aufkommens­
sorten) ganz beträchtlich sind^. Fraglich ist auch, ob 
angesichts der Konzentration bestimmter OPEC-Öl- 
Alternativen auf einzelne Anbieterstaaten allein eine 
kostenorientierte Preisbildung erfolgt und inwieweit

’ Vgl, zu den Entwicklungsprozessen und Marktergebnissen im ein­
zelnen H. J .  S c h ü r m a n n :  IVIultinationale Energieunternehmen 
und ihre energiepolitische Beurteilung, München 1980.

 ̂ Dies ist z. B. bei der Kohle besonders bedeutsam, bei der die Kosten 
um mehr als den Faktor 3 schwanken können.
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angesichts von Akzeptanzkrisen und Umweltbelastun­
gen gesellschaftliche Kostenaufschläge kalkuliert wer­
den müssen.

Nach den vorliegenden Kosteninformationen (auch 
unter Berücksichtigung wachsender Umweltansprü­
che) erscheint es durchaus realistisch, die relevanten 
Grenzkosten des Energieangebots bis Ende dieses 
Jahrhunderts auf real die doppelte Höhe gegenüber 
heute zu schätzen, also einen realen öipreissteige- 
rungsspielraum von 3,5 % p.a. zu vermuten. Bei der 
derzeitigen Konstellation von Ungleichgewichtsfakto­
ren ist allerdings davon auszugehen, daß keine stetige 
reale Preisaufwärtsbewegung zustande kommt, son­
dern daß in Abhängigkeit von weltkonjunkturellen Wel­
len die ölpreise sehr unstetig aufwärts fluktuieren dürf­
ten. Gegen Ende des Jahrhunderts könnten die ö lp re i­
se zudem einen noch stärkeren Aufwärtstrend neh­
men, da eine gewisse Abkopplung vom allgemeinen 
Energiepreistrend erwartet werden kann (Konzentra­
tion des Öls auf die besonders präferenzierten Absatz­
sektoren Verkehr und Chemie).

Gefahr von Staatseingriffen

Aufgrund der langen Ausreifungszeiten von einem 
Jahrzehnt sowie des Ausmaßes der notwendigen In­
vestitionen für alternative Energieträger ist die interna­
tionale Abhängigkeit vom ÖPEC-ÖI nur schrittweise zu 
lösen. Soweit in den 70er Jahren nachhaltige reale 
Preiserhöhungen Vorlagen, sind bereits gesamtwirt­
schaftlich Anpassungsprozesse (sinkende spezifische 
Energie- und Mineralölverbräuche®) eingeleitet wor­
den. Die Orientierung nationaler ö lpreise am Welt­
marktniveau sowie die Erwartung weiterhin ansteigen­
der Energiepreise werden bei den einzelnen Wirt­
schaftssubjekten freiwillige Verhaltensänderungen in­
duzieren und auch entsprechende Investitionsprozes­
se auslösen, wenn die Flexibilität der Wirtschaft durch 
mehr Staatsinitiative nicht noch weiter eingeengt, son­
dern mit eindeutigen Rahmendaten wieder erweitert 
wird. Zwar sind die Angebots- und Substitutionselasti­
zitäten kurzfristig sehr gering, doch ist längerfristig mit 
wesentlich höheren Elastizitäten zu rechnen.

Die politischen Akteure müssen angesichts des gro­
ßen Zeitbedarfs der Anpassung Geduld aufbringen. 
Mehr Energiebürokratie bedeutet in der Regel nur, daß 
der Energiemangel verwaltet wird, nicht aber, daß die 
künftigen Ausbalancierungsmöglichkeiten verbessert 
werden. Die Gefahr ist weltweit allerdings groß, daß 
über Wirtschaftswachstumseinbußen, Protektionismus 
und Energieverwendungsdirigismus ein ,,Ausgleich“ 
der Energieversorgungsspannungen zustande kommt. 
Ein Fortbestehen der Engpässe und wachsende Ver­

teilungsauseinandersetzungen sind damit aber auch 
schon vorprogrammiert.

In den nächsten beiden Jahrzehnten werden allein 
die reinen Energieproduktionskosten auf ca. 2500 
Mrd. $ (in 80er Werten) geschätzt, wenn der Primär­
energieverbrauch mit den diskutierten 2,2 % anstei- 
gen soll. Dieser Betrag dürfte sich nochmals verdop­
peln, wenn man die weiterhin notwendigen Anpas­
sungsinvestitionen in der gesamten Infrastruktur bis 
zum Verbraucher sowie die unterstellten rationelleren 
Energieausbeuteinvestitionen mitberücksichtigt. Diese 
Kapitalbeträge können durchaus ohne gesamtwirt­
schaftliche Strukturbrüche aufgebracht werden -  bei 
einem mit 3,2 % ansteigenden Weitsozialprodukt und 
einem allmählich umstrukturierten Welt-Kapitalstock''.

Die erforderlichen Anpassungsprozesse bedingen, 
daß der Anteil der Energieinvestitionen an den Ge­
samtinvestitionen ganz erheblich ansteigen muß und 
die Industrienationen insbesondere beträchtliche ,,in- 
vestive“  Opfer aus ihren Sozialprodukten leisten müs­
sen, da ihre Energieversorgungssysteme „kapita lin­
tensiver“ werden müßten. Um künftig hinreichende 
Nutzenenergien (wie Wärme, Kraft, Licht etc.) zu er­
halten, ist es erforderlich, lange ,,Produktionsumwege“ 
einzuschlagen, d. h. den volkswirtschaftlichen Kapital­
stock verstärkt in die rationelle Errichtung von Energie­
gewinnungsanlagen, Transport- und Umwandlungska­
pazitäten zu lenken. Schon kurzfristig ist es unabding­
bar, wesentlich mehr Kapital und Arbeit in Form von 
,,Exportgütern“ gegen die nachgefragten internationa­
len Energiegüter einzutauschen, da die ,,Terms of 
Trade“ der Energiekonsumentenstaaten sich (zumin- 
destens vorübergehend) tendenziell verschlechtern 
dürften®. Bis zum Jahre 2000 wird für die reifen Volks­
wirtschaften eine Verdoppelung des für die energie­
wirtschaftliche Versorgung gebundenen Sozialpro­
dukts auf durchschnittlich 10 % geschätzt (Kapitalin­
vestitionen sowie kompensierende Exporte für die not­
wendigen Primärenergieimporte).

Strul<turelle Daueranpassung

Um die realwirtschaftliche Seite der nachhaltigen 
Verknappungen von ,,billigen“ Energieträgern rasch in 
den Griff zu bekommen, muß eine energiepreisindu-

® Vgl. H .J. S c h ü r m a n n :  Ölversorgung: Bestandsaufnahme und 
Ausblick, in: Zeitschrift für Energiewirtschaft, 1980, S. 14 ff.

“ Vgl. hierzu auch die detaillierten Überlegungen in C. W 11 s o n 
(Hsrg.): Goal: Bridge to the Futurs, Cambridge (Mass.) 1980, S. 211 ff.

 ̂ Die Bundesrepublik Deutschland muß z. B. statt gut 1 % Anfang der 
70er Jahre am Beginn der 80er Jahre wahrscheinlich zunächst rd. 5 % 
ihres Sozialproduktes für kompensierende Realtransfers ihrer Ölver­
sorgung aufwenden.
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zierte strul<turelle Daueranpassung zugeiassen und 
unter Umständen staatlich begünstigt werden. Dies 
impliziert zum einen, daß bei der lnputl<ombination für 
gegebene Güter weniger Energieträger eingesetzt und 
auf der Outputseite energieintensive Güter überpro­
portional verdrängt werden -  mit dem Gesamtresultat 
einer sinkenden Energieintensität, was mehr oder min­
der in allen Energieprognosen schon vorausgesetzt 
wird. Zum anderen sind aber auch verstärkte Investi­
tionsanstrengungen zu Lasten der (inländischen) kon­
sumtiven Verwendungen des Sozialprodukts unerläß­
lich, um die notwendigen Energien marktreif zu ma­
chen.

Damit der tendenziell steigende Kapitalkoeffizient, 
der im wesentlichen durch die gewaltig ansteigenden, 
aber langfristig sinnvollen ,,Produktionsumwege“ in 
der Energiewirtschaft bedingt ist, nicht zu längerfristig 
überproportional sinkenden Wachstumspotentialen 
führt, erscheint es für eine dauerhafte Lösung unerläß­
lich, die Investitionsquote zu steigern, also inländische 
Konsumansprüche (vorübergehend) zurückzuschrau­
ben. Die Erhöhung der Investitionsquote zugunsten ei­
ner weiteren Energieträgererschließung und einer ver­
besserten Energieausbeute in den westlichen Volks­
wirtschaften ist demnach das wichtigste Charakteri­
stikum eines nachhaltigen, aussichtsreichen Anpas­
sungsprozesses. Die notwendige Investitionsquoten­
erhöhung wäre am besten flankiert, wenn freiwillige 
Konsumverzichte zustande kommen können. Auf der 
Grundlage von freiwilligen Sparentscheidungen und 
gegebenenfalls verstärkten Vermögensbildungsplä­
nen wäre es nämlich möglich, den zu bildenden Ener­
giekapitalstock nicht einseitig verteilt (zugunsten be­
stimmter aus- wie inländischer Gruppen) anzusam­
meln. Wirtschaftspolitisch bedingt dies insbesondere 
auch eine Strategie ofjensiver Wachstumsförderung -

durch Abschreibungserleichterungen, Forschungssub­
ventionen, Energiesparprämien und die Vermeidung 
administrativer Investitionshemmnisse.

Angesichts der Ungleichgewichte zwischen den För­
dermöglichkeiten und den Verbrauchszentren sind di­
versifizierte, internationale Austauschprozesse im 
Energiesektor auch weiterhin von wachsender Rele­
vanz. Dies schon deshalb, um die Umstellungen zu 
einigermaßen tragfähigen Kosten zu ermöglichen. 
Weltwirtschaftlich werden einigermaßen stabile Rah­
mendaten für Investitionsentscheidungen realisti- 
schenweise nur ganz begrenzt durchsetzbar bleiben. 
Nachhaltige kooperative Lösungen werden erst all­
mählich -  mit großen Unterschieden beim Grad der je ­
weiligen gegenseitigen Abhängigkeiten und damit ver­
minderten Erpreßbarkeiten -  durchgesetzt werden 
können. Beim Aufbau der neuen Energieträgermärkte 
(insbesondere Gas und Kohle) sollten zwar die Orga­
nisationsmuster auf gegenseitige Einbindungen der 
unterschiedlichen Vertragspartner zugeschnitten wer­
den, die Kapitalvenwertungsrisiken werden aber be­
trächtlich bleiben. Stabile, belastbare Unternehmen­
seinheiten, die über große Ausweichmöglichkeiten 
verfügen können, scheinen unabdingbar, um dynami­
sche Investitionsprozesse zu beginnen und durchste­
hen zu können.

Vor diesem Hintergrund müssen dann auch Eigen­
kapitalrenditen und Finanzierungspotentiale von Ener­
gieunternehmen gewürdigt werden. Ein relativ hohes 
Maß an Eigenfinanzierung, wobei man zweifellos über 
die konkrete Größenordnung streiten kann, ist die 
„conditio sine qua non“ für die rechtzeitige, ausrei­
chende Finanzierung der zukünftigen Energieinvesti­
tionen -  insbesondere angesichts der Größenordnun­
gen und Risiken auch für wachsende Fremdmittel. Da

BORA
v ä s o r r

DieMar^trhe
fürAkti\̂
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die Abschreibungen in inflationären Zeiten tendenziell 
einen geringeren Beitrag zur Eigenfinanzierung zu er­
bringen vermögen, muß sich die Struktur der Eigenfi­
nanzierung selbst zugunsten von einbehaltenen Ge­
winnen verändern. Solche Gewinne müssen dann 
auch erzielt werden können und dürfen nicht überpro­
portional ausgeschüttet werden.

Rolle der Energie-Multis

Man mag gegen multinationale Energieunterneh­
men mit einer Reihe von Einwendungen noch einiger­
maßen plausibel argumentieren können -  eines ist je­
doch für die Vergangenheit eindeutig belegbar, daß 
diese Unternehmen tendenziell wenig Gewinn aus­
schütteten und mit ihren erzielten, längerfristig bislang 
keineswegs unangemessenen® Gewinnen internatio­
nale Energieinvestitionen vorwärtsgetrieben haben 
und insbesondere auch dort investiert haben, wo man 
weltweit die relativ höchsten Renditen vermutete. Von 
energiewirtschaftlichem Interesse ist vor allem, daß die 
strategischen Konzeptionen der „Energie-Multis“ 
auch bei den „neuen“ Energieträgern (Flüssiggas und 
Kohle) darauf abzielen, von vornherein eine W eltopti­
mierung anzusteuern, also die Internationalisierung 
voranzutreiben und ,,Abwartehaltungen“ (z. B. im Koh­
le- und Flüssiggasbereich sowie bei den ,,Synthe­
tics“ )̂ zu überwinden, was durch die in jüngster Zeit 
vorgelegten Investitionspläne empirisch nachvollzo­
gen werden kann.

Der Beitrag der multinationalen Energieunterneh­
men ist heute gerade vor dem Hintergrund ihrer kurz- 
wie auch langfristigen Stabilisierungspotentiale zu 
würdigen. Konfliktbeziehungen zu ihren Gastländern 
lassen sich vor allem dann begrenzen, wenn noch 
mehr sich international verstehende Energieunterneh­
men die weltweit sehr kostenunterschiedlichen Ener­
giepotentiale mobilisieren, dadurch die Konkurrenz­
prozesse beleben können, und wenn die staatlichen 
Akteure aus den westlichen Ölkonsumentenstaaten ih­
re energiepolitischen Entscheidungen koordinieren 
und insbesondere auf die langfristigen energiewirt­
schaftlichen Aufgabenstellungen ausrichten.

Die institutioneilen Voraussetzungen für energiepoli­
tische Kooperationsprozesse zwischen den westlichen 
Industriestaaten sind weitgehend geschaffen worden. 
Es geht nunmehr darum, die politischen Absichtserklä-

® So lag 2 . B. die Eigenkapitalrendite der fünf größten US-öl-IVIultis 
bei 14,5 % im Zeitraum 1974/1979, jene der gesamten US-lndustrie 
bei 14,3 %.

 ̂ Synthetics umfassen Teersande und Ölschiefer sowie aus Kohle er­
zeugte Produkte.
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rungen adäquat zu implementieren und auch die künf­
tige Rolle von multinationalen Energieunternehmen zu 
definieren. Wenn man eine internationale Kooperation 
als sinnvoll oder sogar als notwendig unterstellt, weil 
nur sie die künftigen Umstellungsschwierigkeiten we­
sentlich reduzieren und das Wachstum in allen betei­
ligten Ländern insgesamt fördern kann, sollte man die­
se Integration auch nicht dadurch erschweren, daß 
man integrierende multinationale Energieunternehmen 
abbremst, sondern man sollte die Voraussetzungen 
schaffen, daß noch mehr Energieunternehmen die in­
ternationalen Marktprozesse beleben können. Je offe­
ner die einzelnen Energieträgermärkte in der westli­
chen Welt ausgestaltet werden können, um so günsti­
ger ist der Rahmen für dynamische Marktprozesse 
durch unabhängige Entscheidungseinheiten. Bei offe­
neren Märkten wird automatisch eine Reihe der bean­
standeten Mißbrauchstatbestände (wie Einsatz kon­
zerninterner Verrechnungspreise für steuermanipulati­
ve Zwecke, gezielte Verdrängung unabhängiger Ver­
sorgungsgruppen) entweder seitens der Unternehmen 
schwieriger durchführbar oder von den nationalen In­
stanzen leichter belegbar und abstellbar.

Offenheit der Märkte

Für den notwendigen schnellen Aufbau weiterer, in­
ternationaler Energiemärkte (Kohle, Flüssiggas, Kern­
energie) wäre wesentlich mehr Offenheit des Marktes 
als bisher eine günstige Voraussetzung, und zwar 
nicht nur für die multinationalen Ölgesellschaften, son­
dern auch für sonstige Energieträgerunternehmen aus 
möglichst vielen Industriestaaten. Auf diese Weise 
könnte vor allem ein politisches Vorurteil gegen einsei­
tig konzentrierte Unternehmensmacht in bestimmten 
Staaten (USA, Großbritannien) abgebaut werden. Je 
mehr es gleichzeitig gelingt, die energiepolitischen 
Entscheidungen (z. B. innerhalb der Internationalen 
Energie-Agentur) zu koordinieren, um so mehr kann 
das bisherige prinzipielle Ungleichgewicht einer territo­
rialen Nichtkongruenz von politischer Organisation und 
ökonomischer Aktivität im Energiebereich korrigiert 
werden.

Ein immer relevanter werdendes energiepolitisches 
Dilemma dürfte sich dadurch ergeben, daß einzelne 
OPEC-Staatsgesellschaften beabsichtigen, internatio­
nal voll Integrierte Energieunternehmen aufzubauen. 
Dies bedeutet, daß zum einen verstärkt Rohöle im ei­
genen Lande verarbeitet und dann Mineralölerzeug­
nisse exportiert werden sollen und daß zum anderen 
auf der Grundlage von Kapitalbeteiligungen auch in 
das inländische Produktions- und Verteilungs-System 
westlicher Ölkonsumentenstaaten eingedrungen wer­
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den solL Die wirtschaftspolitisclie Beurteilung dieser 
Integrationsstrategie ist ausgesprochen kontrovers, 
insbesondere weil befürchtet wird, daß die westlichen 
Industrieländer hierdurch noch verwundbarer bzw. er- 
preßbarer würden und die Versorgungsbedingungen 
sich mengenmäßig wie preislich vor allem in Krisenzei­
ten verschlechtern könnten.

Es bleibt hierzu anzuführen, daß das grundsätzlich 
befürwortete Prinzip ,,offener“ Märkte nicht einseitig 
nur für eigene internationale Engagements ausgelegt 
werden kann, sondern gleichfalls für die inländischen 
Märkte gültig sein muß, wenn überzeugend argumen­
tiert werden soll. Zweifellos würden durch solche neu­
en Verflechtungen auch wieder Abhängigkeiten ent­
stehen, diese Abhängigkeiten sind aber gegenseitiger 
und nicht einseitiger Natur, denn das seitens der 
OPEC-Staaten investierte und jeweils gebundene Ka­
pital ermöglicht nur dann nachhaltige Erträge, wenn 
auch ,,ökonomisch“ disponiert wird. Die dramatische 
Politisierung im internationalen Rohölhandel ist wohl 
doch vor allem dadurch entstanden, daß im Zuge der 
Ablösung des kolonialen Zeitalters zunächst einseitige 
ökonomische Abhängigkeiten auf dem Erdölsektor 
entstanden sind, die es den OPEC-Ländern ermög­
lichten, die Rohölförderraten ohne größere eigene Op­
fer zu begrenzen. Dieses ,,Wartenkönnen“ wird jedoch 
wesentlich teurer, wenn die OPEC-Staaten z. B. in 
verstärktem Umfang aufwendige Kapitalinvestitionen 
in den einzelnen Stufen der Ölverwertung vorgenom­
men haben.

Das internationale Spiel der freien Marktkräfte ist 
zwar durch eine Reihe von Umständen im Energiege­
schäft ganz entscheidend gestört. Die Frage ist nur, ob 
nicht selbst die unvollkommenen Marktsteuerungspro­
zesse bessere Resultate als sonstige Lösungen indu­
zieren.

internationaie Energiebank

Zweifellos halten die politischen Zustände in be­
stimmten Staaten und Regionen die multinationalen 
Unternehmen davon ab, dort sozusagen a u f,,Nimmer­
wiedersehen“ zu investieren, ohne später entspre­
chende Gewinnmöglichkeiten wahrnehmen zu kön­
nen. Das Risiko erscheint ihnen einfach zu groß. Dies 
ist aber eine durchaus ökonomische Verhaltensweise. 
Das politische Problem der Animosität gegenüber mul­
tinationalen Unternehmen läßt sich nur weltweit durch 
politische Aktionen überwinden.

Zu überlegen wäre insbesondere, über internationa­
le Organisationen Finanzierungsmögiichkeiten zu fin­
den, um weltweit ausgewogenere Erschließungsstruk­
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turen bei den Primärenergien zu ermöglichen. Eine 
Kooperation zwischen internationalen Finanzierungs­
institutionen und Energieunternehmen müßte dann in 
der Weise stattfinden, daß internationale Organisatio­
nen die Finanzierung der Investitionen und auch eine 
(politische) Absicherung vornehmen würden, während 
multinationale Unternehmen ihr technologisches 
Know-how zur Erforschung und Exploration von Ener­
gieressourcen beibringen würden.

Die Überlegungen zu einer solchen internationalen 
,,Energiebank“ stehen zwar heute noch am Anfang, 
sie bieten jedoch vielversprechende Perspektiven, um 
die gewünschten Entlastungsprozesse auf den Welt­
energiemärkten zu flankieren. Beispielsweise könnte 
die Energiebank den Olländern Wertpapiere anbieten, 
die eine bestimmte reale Mindestverzinsung garantie­
ren. Diese Verzinsung der Kapitalien wäre als sicher 
kalkulierbare Größe eine interessante Option für die 
OPEC-Länder mit geringen inländischen Kapitalver­
wertungsmöglichkeiten (Saudi-Arabien, Kuwait). Sie 
könnte real in der Größenordnung der langfristig realen 
Wachstumsrate der Industrieländer (3 bis 4 %) liegen. 
Der Energiebank könnten (interessante) Energiepro­
jekte angetragen werden. Die Bank müßte die Projekte 
auf der Grundlage volkswirtschaftlicher (insbesondere 
energiewirtschaftiicher) Maßstäbe überprüfen und eine 
energieprojektbezogene Finanzierung ermöglichen. 
Die Projekte sind möglichst effizient zu verwirklichen, 
was in der Regel die Einschaltung internationaler 
Energieunternehmen als Dienstieistungsinstanz be- 

, dingt. Die Bank sollte nicht die Aufgabe erhalten, Ent­
wicklungshilfe zu betreiben (z. B. Kredite mit präferen- 
zierten Bedingungen).

Energieprojekte lohnen sich in der Regel, problema­
tisch sind heute politische Verunsicherungen. Die 
Bank stellt Energie-Risikokapital zur Verfügung, und 
sie ermöglicht als internationale Organisation mehr po­
litische Sicherheit. Da sie energiebezogen kalkuliert, 
spielen für die Kapital nachfragenden Länder Ver­
schuldungsgrenzen keine Rolle. Wenn ein Energiepro­
jekt sich lohnt, komnit es zustande: es scheitert nicht -  
wie bislang -  an politischen Unvollkommenheiten, ins­
besondere den Verschuldungsgrenzen. Die Industrie­
länder müßten Ausfallbürgschaften tragen, d. h. sie 
müßten die Risiken zwischen garantierten Einlagen­
verzinsungen und entarteten Rückzahlungen absi­
chern und zugleich zunächst eine Voriauffinanzie- 
rungshilfe ermöglichen. In der zu gründenden interna- 
tionlen Energiebank könnten gleichzeitig Experten aus 
vielen Ländern tätig werden. Es wären unabhängige 
Weltenergieverbrauchsprognosen möglich, und es 
könnten Energieträgerdetailstudien erstellt werden.
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